
THEMENINFO
Die Corona-Überbrückungshilfe

Nach dem „Lockdown“, bei dem viele Unternehmer ihre Geschäfte wegen gesundheits-
politisch notwendiger Maßnahmen zur Bekämpfung der Corona-Pandemie schließen 
oder stark einschränken mussten, unterstützte die Bundesregierung diese mit der sog. 
Soforthilfe und speziellen KfW-Krediten.

Nunmehr folgt mit dem Corona-Konjunktur-Programm eine sog. „Überbrückungshilfe“ 
für Umsatzausfälle bei kleinen und mittleren Unternehmen (KUM), die ihren Geschäfts-
betrieb im Zuge der Corona-Krise ganz oder zu wesentlichen Teilen einstellen müssen. 
In einem sog. Eckpunktepapier gab das Bundesfi nanzministerium einzelne Details für 
die Inanspruchnahme der Überbrückungshilfe bekannt, deren wichtigsten Regelungen  
nachfolgend aufgezeigt werden sollen.

Ziel des Programms ist die Sicherung der wirtschaftlichen Existenz von kleinen und 
mittelständischen Unternehmen, die durch Corona-bedingte vollständige oder teilweise 
Schließungen oder Aufl agen erhebliche Umsatzausfälle erleiden.

Antragsberechtigt sind Unternehmen und Organisationen aus allen Wirt-
schaftsbereichen, soweit sie sich nicht für den Wirtschaftsstabilisierungs-
fonds qualifi zieren und soweit sie ihre Geschäftstätigkeit in Folge der 

Corona-Krise anhaltend vollständig oder zu wesentlichen Teilen einstellen mussten. So-
loselbstständige und selbstständige Angehörige der Freien Berufe im Haupterwerb sind 
ebenfalls antragsberechtigt.

Eine Einstellung der Geschäftstätigkeit vollständig oder zu wesentlichen Teilen in Folge 
der Corona-Krise wird angenommen, wenn der Umsatz in den Monaten April und Mai 
2020 zusammengenommen um mindestens 60 % gegenüber April und Mai 2019 einge-
brochen ist. Bei Unternehmen, die nach April 2019 gegründet worden sind, sind statt der 
Monate April und Mai 2019 die Monate November und Dezember 2019 zum Vergleich 
heranzuziehen. Der Antragsteller darf sich am 31.12.2019 nicht in Schwierigkeiten be-
funden haben.

Antragsberechtigt sind auch im obigen Sinne von der Corona-Krise betroffene gemein-
nützige Unternehmen und Organisationen, unabhängig von ihrer Rechtsform, die dau-
erhaft wirtschaftlich am Markt tätig sind (z. B. Jugendbildungsstätten, überbetriebliche 
Berufsbildungsstätten, Familienferienstätten). Bei diesen Unternehmen und Organi-
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sationen wird statt auf die Umsätze auf die Einnahmen (einschließlich Spenden und 
Mitgliedsbeiträge) abgestellt. Öffentliche Unternehmen sind von der Förderung ausge-
schlossen. Dies gilt nicht für Bildungseinrichtungen der Selbstverwaltung der Wirtschaft 
in der Rechtsform von Körperschaften des öffentlichen Rechts.

Die Zuschüsse sind zurückzuzahlen, sollte das Unternehmen nicht bis August 2020 
fortgeführt werden. Eine Auszahlung der Zuschüsse an Unternehmen, die ihren Ge-
schäftsbetrieb eingestellt oder die Insolvenz angemeldet haben, ist ausgeschlossen.

Bitte beachten Sie! Die Antragsfristen enden jeweils spätestens am 31.8.2020 und die 
Auszahlungsfristen am 30.11.2020. 

Eine Antragstellung ist seit dem 8.7.2020 möglich. Der Antrag kann nur 
durch Steuerberater, Wirtschaftsprüfer oder vereidigten Buchprüfer gestellt 
werden. Das Programm läuft in den Monaten Juni bis August 2020. Einen 
Zuschuss gibt es maximal über drei Monate.

Förderfähig sind fortlaufende, im Förderzeitraum anfallende vertraglich 
begründete oder behördlich festgesetzte und nicht einseitig veränderbare 
Fixkosten gemäß der folgenden Liste, die auch branchenspezifi schen Beson-
derheiten Rechnung trägt:

1. Mieten und Pachten für Gebäude, Grundstücke und Räumlichkeiten, die in unmittel-
barem Zusammenhang mit der Geschäftstätigkeit des Unternehmens stehen. Kosten 
für Privaträume sind nicht förderfähig.

2. Weitere Mietkosten
3. Zinsaufwendungen für Kredite und Darlehen
4. Finanzierungskostenanteil von Leasingraten
5. Ausgaben für notwendige Instandhaltung, Wartung oder Einlagerung von Anlage-

vermögen und gemieteten Vermögensgegenständen, einschließlich der EDV
6. Ausgaben für Elektrizität, Wasser, Heizung, Reinigung und Hygienemaßnahmen 
7. Grundsteuern
8. Betriebliche Lizenzgebühren
9. Versicherungen, Abonnements und andere feste Ausgaben
10. Kosten für Steuerberater oder Wirtschaftsprüfer, die im Rahmen der Beantragung 

der Corona-Überbrückungshilfe anfallen.
11. Kosten für Auszubildende
12. Personalaufwendungen im Förderzeitraum, die nicht von Kurzerbeitergeld erfasst 

sind, werden pauschal mit 10 % der Fixkosten der Ziffern 1 bis 10 gefördert.
13. Um der besonderen Betroffenheit der Reisebüros angemessen Rechnung zu tra-

gen, sind auch Provisionen, die Inhaber von Reisebüros den Reiseveranstaltern auf-
grund Corona-bedingter Stornierungen zurückgezahlt haben, den Fixkosten nach 
Nr. 1 bis 12 gleichgestellt. Die Fixkosten der Ziffern 1 bis 9 müssen vor dem 1.3.2020 
begründet worden sein. 

Nicht förderfähig sind Zahlungen für Fixkosten, die an verbundene Unternehmen oder 
an Unternehmen gehen, die im Eigentum oder unmittelbar oder mittelbar unter dem 
beherrschenden Einfl uss derselben Person oder desselben Unternehmens stehen. Nicht 
förderfähig sind auch Lebenshaltungskosten oder ein Unternehmerlohn.

Die Überbrückungshilfe erstattet einen Anteil in Höhe von 
 » 80 % der Fixkosten bei mehr als 70 % Umsatzeinbruch,
 » 50 % der Fixkosten bei Umsatzeinbruch zwischen 50 % und 70 %
 » 40 % der Fixkosten bei Umsatzeinbruch zwischen 40 % und unter 50 % 

im Fördermonat im Vergleich zum Vorjahresmonat

Bei Unternehmen, die nach Juni 2019 gegründet worden sind, sind die Monate Dezem-
ber 2019 bis Februar 2020 zum Vergleich heranzuziehen. Liegt der Umsatz im Förder-
monat bei wenigstens 60 % des Umsatzes des Vorjahresmonats, entfällt die Überbrü-
ckungshilfe anteilig für den jeweiligen Fördermonat. 

Antragstellung und Laufzeit des 
Förderprogramms

Förderfähige Kosten durch 
die Überbrückungshilfe

Art und Berechnung der 
Förderung



Eine Überkompensation ist zurückzuzahlen! Die als Überbrückungshilfe unter den vor-
stehenden Voraussetzungen bezogenen Leistungen sind steuerbar und nach den steuer-
rechtliehen Regelungen im Rahmen der Gewinnermittlung zu berücksichtigen.

Die maximale Förderung beträgt 150.000 € für drei Monate. Bei Unternehmen bis zu 
fünf Beschäftigten beträgt der maximale Erstattungsbetrag 9.000 € für drei Monate, 
bei Unternehmen bis zu zehn Beschäftigten 15.000 € für drei Monate. Diese maximalen 
Erstattungsbeträge können nur in begründeten Ausnahmefällen überschritten werden.

Ein begründeter Ausnahmefall liegt vor, wenn die Überbrückungshilfe auf Basis der er-
stattungsfähigen Fixkosten mindestens doppelt so hoch läge wie der maximale Erstat-
tungsbetrag. ln diesen Fällen bekommt der Antragsteller über den maximalen Erstat-
tungsbetrag hinaus die hierbei noch nicht berücksichtigten Fixkosten zu 40 % erstattet, 
soweit das Unternehmen im Fördermonat einen Umsatzausfall zwischen 40 % und 70 % 
erleidet. Bei Umsatzausfällen über 70 % werden 60 % der noch nicht berücksichtigten 
Fixkosten erstattet. Die Höhe der maximalen Förderung von 150.000 € für drei Monate 
bleibt davon unberührt.

Beispiel: Ein Schausteller mit zehn Beschäftigten und einem Umsatzausfall im Förder-
zeitraum von über 70 % hat
a) 10.000 € Fixkosten: Die Überbrückungshilfe beträgt 8.000 €.
b) 20.000 € Fixkosten: Die Überbrückungshilfe betragt 15.000 €. Der rechnerische An-
spruch auf Erstattung von 80 % der Fixkosten (= 16.000 €) wird auf den maximalen 
Erstattungsbetrag gekürzt.
c) 50.000 € Fixkosten: Die Überbrückungshilfe beträgt 33.750 €, da ein begründeter 
Ausnahmefall vorliegt. Fixkosten werden bis zur Erreichung des maximalen Erstattungs-
betrags zu 80 % erstattet (18.750 € x 0,8 = 15.000 €). Der Anteil der hier nicht einbe-
zogenen Fixkosten wird zu 60 % erstattet (31.250 € x 0,6 = 18.750 €).

Rechtlich selbstständige verbundene Unternehmen oder Unternehmen, die im Eigentum 
oder unmittelbar oder mittelbar unter dem beherrschenden Einfl uss derselben Person 
oder desselben Unternehmens stehen, können Überbrückungshilfe insgesamt nur bis 
zu einer Höhe von 150.000 € für drei Monate beantragen. Dieses Konsolidierungsge-
bot gilt nicht für gemeinnützig geführte Übernachtungsstätten wie Jugendherbergen, 
Schullandheime, Träger des internationalen Jugendaustauschs, Einrichtungen der Be-
hindertenhilfe.

Als Beschäftigtenzahl wird die Zahl der Mitarbeiter in Vollzeitäquivalenten 
zum Stichtag 29.2.2020 zugrunde gelegt. Bei verbundenen Unternehmen 
werden die Beschäftigten der einzelnen Unternehmen zusammen berück-

sichtigt. Der Nachweis des anspruchsbegründenden Umsatzeinbruchs und der erstat-
tungsfähigen Fixkosten erfolgt in einem zweistufi gen Verfahren.

ln der ersten Stufe (Antragstellung) sind die Antragsvoraussetzungen und die Höhe 
der erstattungsfähigen Fixkosten mit Hilfe eines Steuerberaters oder Wirtschafts-
prüfers glaubhaft zu machen, in der zweiten Stufe (nachträglicher Nachweis) mit 
Hilfe eines Steuerberaters oder Wirtschaftsprüfers zu belegen. 

1. STUFE:

 » Umsatzeinbruch: Die Unternehmen geben bei Antragstellung eine Abschätzung ih-
res Umsatzes im April und Mai 2020 ab. Zudem geben sie eine Prognose ihres Um-
satzes für den beantragten Förderzeitraum ab.

 » Fixkosten: Die Unternehmen geben bei Antragstellung eine Abschätzung ihrer vor-
aussichtlichen Fixkosten an, deren Erstattung beantragt wird. 

Das Antragsverfahren wird durch einen Steuerberater oder Wirtschaftsprüfer durchge-
führt und über eine digitale Schnittstelle direkt an die EDV der Bewilligungsstellen der 
Länder übermittelt. Erst dann kann die Bewilligung erfolgen. Der Steuerberater oder 
Wirtschaftsprüfer berücksichtigt im Rahmen des Antragsverfahrens die Umsatzsteuer-
voranmeldungen des Jahres 2019 sowie den Jahresabschluss 2019 und die Einkommens- 

Nachweise zum Erhalt der 
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bzw. Körperschaftssteuererklärung 2019. Soweit der Jahresabschluss aus dem Jahr 2019 
oder andere erforderliche Kennzahlen noch nicht vorliegen, können der Jahresabschluss 
2018 oder andere erforderliche Kennzahlen aus 2018 vorgelegt werden.

2. STUFE:

 » Umsatzeinbruch: Bei Vorliegen der endgültigen Umsatzzahlen über den tatsächlich 
entstandenen Umsatzeinbruch im April und Mai 2020 werden diese durch einen 
Steuerberater oder Wirtschaftsprüfer an die Bewilligungsstellen der Länder übermit-
telt. Ergibt sich daraus, dass der Umsatzeinbruch von 60 % entgegen der Prognose 
nicht erreicht wurde, sind bereits ausgezahlte Zuschüsse zurückzuzahlen. Zudem 
teilt der Steuerberater oder Wirtschaftsprüfer bei Vorliegen der endgültigen Um-
satzzahlen den Bewilligungsstellen der Länder den tatsächlich entstandenen Um-
satzeinbruch in dem jeweiligen Fördermonat mit. Diese Mitteilung kann auch nach 
Programmende erfolgen. Ergeben sich daraus Abweichungen von der Umsatzpro-
gnose, sind zu viel gezahlte Zuschüsse zurückzuzahlen bzw. werden nachträglich 
aufgestockt. Der Steuerberater oder Wirtschaftsprüfer berücksichtigt bei der Bestä-
tigung der endgültigen Umsatzzahlen die Umsatzsteuervoranmeldungen der antrag-
stellenden Unternehmen.

 » Fixkosten: Die Steuerberater oder Wirtschaftsprüfer übermitteln zudem die endgül-
tige Fixkostenabrechnung an die Bewilligungsstellen der Länder. Auch diese Mittei-
lung kann nach Programmende erfolgen. Ergeben sich daraus Abweichungen von der 
Kostenprognose, sind bereits ausgezahlte Zuschüsse zurückzuzahlen.

Durch die Inanspruchnahme von Überbrückungshilfe und anderen Soforthil-
fen des Bundes und der Länder darf der beihilferechtlich nach der Kleinbei-

hilfenregelung 2020 zulässige Höchstbetrag, ggf. kumuliert mit dem Höchstbetrag für 
Beihilfen nach der De-Minimis-Verordnung, nicht überschritten werden.

Das Überbrückungshilfeprogramm schließt zeitlich an das Soforthilfepro-
gramm der Bundesregierung an. Finanzielle Härten, die vor Inkrafttreten des 
Programms entstanden sind (März bis Mai 2020), werden nicht ausgegli-

chen. Unternehmen, die Soforthilfe des Bundes oder der Länder in Anspruch genommen 
haben, aber weiter von Umsatzausfällen im oben genannten Umfang betroffen sind, 
sind erneut antragsberechtigt.

Eine Inanspruchnahme der Soforthilfe schließt die zeitgleiche Inanspruchnahme der 
Überbrückungshilfe nicht aus, jedoch erfolgt bei Überschneidung des Förderzeitraums 
eine anteilige Anrechnung der Soforthilfe. 

Antragstellende Unternehmen müssen im Rahmen einer Verpfl ichtungser-
klärung bestätigen, dass weder Überbrückungshilfen in Steueroasen abfl ie-
ßen, noch sonstige Gewinnverschiebungen in diese Jurisdiktionen erfolgen.

Das Volumen des Programms ist auf maximal 25 Mrd. € festgelegt. Das ent-
spricht den Kosten, die einschließlich August 2020 für das Programm ge-
schätzt werden.

Bitte beachten Sie! Das Programm der „Überbrückungshilfe“ erlegt Steuerberatern und 
Wirtschaftsprüfern umfassende Pfl ichten im Rahmen eines zweistufi gen Verfahrens auf 
und ist mit einem nicht unerheblichen Aufwand verbunden. Die Kosten, die im Rahmen 
der Beantragung der Corona-Überbrückungshilfe anfallen, gehören aber zu den förder-
fähigen Fixkosten.

Beihilferegelung

Kumulierung und Verhältnis 
zu anderen Programmen 

Keine Überbrückungshilfe für Steuer-
oasen oder bei Gewinnverschiebungen

Programmvolumen

Bitte beachten Sie, dass dieses Informationsschreiben eine individuelle Beratung nicht ersetzen kann! Trotz sorgfältiger und gewissenhafter Bearbeitung
 aller Beiträge übernehmen wir keine Haftung für den Inhalt. Rechtsstand 8.7.2020.


